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Alexandra Aregger
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Mitarbeiter, die amHamas-
Terror beteiligt gewesen sein
sollen. Ein Hamas-Tunnel unter
demUNRWA-Hauptsitz. Und
ein Finanzloch vonmehreren
Hundert Millionen.Herr
Lazzarini,was besorgt Sie
zurzeit ammeisten?
Dass innerhalb einesWochenen-
des gegen 15 Länder signalisiert
haben, ihre finanziellen Beiträge
an die UNRWA zurückzuhalten.
Und dies aufgrund von Anschul-
digungen, nicht von Beweisen.

Schauenwir uns diese
Anschuldigungen einzeln an.
Ende Januar beschuldigte Israel
zwölf UNRWA-Mitarbeitende,
amTerrorangriff derHamas
am 7.Oktober beteiligt gewesen
zu sein.
WirnehmendieseAnschuldigun-
gen sehr ernst.Wir haben die Be-
schuldigten ohne ordnungsge-
mässes Verfahren entlassen und
zwei Untersuchungen eingelei-
tet. Eine davon wird durch ein
unabhängiges Experteninstitut
durchgeführt, das alle internen
Mechanismen der Organisation
überprüft.

Haben Sie zuwenig
genau hingeschaut?
Zunächst einmal stellen wir der
israelischen Regierung die Liste
unserer Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter zur Verfügung. Sie
kennt also alle Namen, wie auch
die palästinensischen Behörden.
Wenn es ein Problem mit einer
Person gibt, kann sich die israeli-
sche Regierung bei uns melden.
UnsergesamtesPersonalwird auf
die gleiche Weise überprüft wie
jenes der UNO. Und eswird auch
auf der Grundlage aller UNO-
Sanktionslisten kontrolliert.

Gibt es denn eineVereinbarung
mit Israel, die UNRWA-
Angestellten zu überprüfen?
Die israelische Botschaft sagt
uns, dass es keinen
Überprüfungsmechanismus
gebe. DieVerantwortung liege
bei der UNRWA.
Hören Sie,derStaat Israel hat uns
umdie Personalliste gebeten.Wir
haben regelmässige Treffen, bei
denenwir uns über gemeinsame
operative Anliegen austauschen.
Doch seit ich imAmt bin,wurden
bei keinem einzigen Treffen Be-
denkenhinsichtlich desUNRWA-
Personals geäussert.Wir aktuali-
sieren die Liste jedes Frühjahr.
Jetzt geht es um zwölf Mitarbei-
ter, die beschuldigt werden.

Beschuldigtwird die UNRWA
auch deshalb,weil Israel ein
mehrere Hundert Meter langes
Tunnelsystem entdeckt hat, das
teilweise unter demUNRWA-
Hauptquartier in Gaza verlaufe.
Sie sagten, sie hätten nichts
davon gewusst.
Es soll sich fast 20 Meter unter
demHauptquartierbefinden.Wir
hören von Hunderten von Kilo-
metern Tunnel im Gazastreifen,
die entdeckt worden sein könn-
ten.Gleichzeitigwurdenmehrals

150 Einrichtungen der Vereinten
Nationen bombardiert,vielewer-
den jetzt entweder von der Ha-
mas oder der israelischen Armee
für militärische Zwecke genutzt.
Wir brauchen am Ende des Krie-
ges eine unabhängige, internati-
onale Untersuchungskommissi-
on, die das untersucht und auch
den Tunnel einbezieht.

Gemäss der israelischen
Botschaft in der Schweiz hat
die Regierung schon früher
auf Tunnel unter Schulen
aufmerksam gemacht. Es
scheint offensichtlich, dass die
Hamas UNRWA-Gebäude als
Schutzschildemissbraucht.
Warumhaben Sie nichts
dagegen unternommen?
Erstens:Wir sind eine humanitä-
reOrganisation. Ichverfüge nicht
über die militärische Expertise
unddieBerechtigung,ummiran-
zusehen,was sich imUntergrund
desGazastreifens befindet.Wenn
jemandmit besseren Fachkennt-
nissen über Informationen zu ei-

nem Tunnel verfügt – was beim
israelischen Staat ziemlich offen-
sichtlich ist –, sindwirdarauf an-
gewiesen,dass uns dasmitgeteilt
wird. Zweitens führen wir alle
dreiMonate eine Inspektion aller
Räumlichkeiten der UNRWA im
Gazastreifen durch, aber auch im
Westjordanland und in Ostjeru-
salem.Und immerwenn es einen
Hohlraum oder Ähnliches gibt,
der an eines unsererGebäude an-
grenzt, oder ein Zugang zu einem
verdächtigen Tunnel gefunden
wird, protestieren wir unmittel-
barbei derHamas.Das kamschon
vor, und wir haben die israeli-
schenBehörden sofort informiert.
Wir haben also ständig diese De-
batte mit Israel geführt und pro-
aktiv gehandelt.

Aberwarum, glauben Sie,
kommt das Thema denn jetzt
zur Sprache?
Nun, imMomenthabenwiresmit
einer ausgeweiteten, konzertier-
ten Kampagne Israels zu tun, die
darauf abzielt, dieUNRWAzuzer-
stören. Nicht erst seit den jüngs-
ten Anschuldigungen. Es ist ein
langfristiges,politisches Ziel,weil
manglaubt,dass,wenndasHilfs-
werk abgeschafftwird,derStatus
des palästinensischenFlüchtlings
ein für alle Mal geklärt sein wird
– und damit auch das Rückkehr-
recht. Dahinter steht also ein viel
grösseres politisches Ziel.

Was lässt Sie glauben,
Israel führe eine Kampagne?
Schauen Sie nur die Anzahl der
Massnahmen an,die Israel gegen
die UNRWA ergreift. Das israeli-
sche Parlament hat zum Beispiel

einen Gesetzesentwurf einge-
bracht, um das UNRWA-Haupt-
quartier aus Jerusalemzuverban-
nen.Manwill die UNRWAkünftig
nichtmehrvonderMehrwertsteu-
er befreien. Die israelischen Be-
hörden habenAuftragnehmeram
Hafen inAshdod angewiesen,be-
stimmteEssenslieferungennicht
mehr für die UNRWA abzuferti-
gen. Und all diese Forderungen
kommen von der Regierung.

Heftige Kritik gibt es auch aus
der Schweiz. Der Bundesrat
will im Frühling entscheiden,
ob er den Jahresbeitrag von
20Millionen Franken auszahlt.
Siewerden am 25.März in der
Aussenpolitischen Kommission
vorsprechen.Wiewollen Sie die
Schweizer Politik überzeugen?
Die SchweizerRegierung und die
Kommission müssen sich dar
über im Klaren sein, was es be-
deutet, wenn die UNRWA ihre
Tätigkeiten nichtmehr finanzie-
ren kann. Es gibt in der Region
bereits das Gefühl, dass diewest-
lichen Ländermit zweierlei Mass
messen. Dass das internationale

Menschenrecht nicht für alle
gleich gilt.

Wasmeinen Sie damit?
WirbringenVerständnis undEm-
pathie auf fürdasTrauma,das der
Hamas-Terror am 7. Oktober in
Israel ausgelöst hat. Aber diesel-
be Solidarität muss die neutrale
Schweiz auch mit dem Schicksal
der palästinensischen Flüchtlin-
ge aufbringen. Und solange es
keine politische Lösung für die
Palästinensergibt, ist dieUNRWA
die letzte Institution, die sich um
sie kümmert.

Vor Jahren sagte Ignazio Cassis,
die UNRWAsei «Teil des
Problems» und nicht Teil
der Lösung.Haben Sie seit
den jüngstenAnschuldigungen
Israelsmit ihm gesprochen?
Noch nicht, aber ich werde Aus-
senministerCassis sichernoch in
Bern treffen. Aus all meinen frü-
heren Gesprächen mit ihm habe
ich aberdenEindruck,dass erdie
zentrale Rolle derUNRWAimNa-
hen Osten anerkennt.

Auch Deutschland und die USA,
diewichtigsten Geldgeber,
haben einen Geldstopp verfügt.
Wie lange kann die UNRWA
ihre Tätigkeit aufrechterhalten?
Es geht hier um insgesamt
438MillionenUS-Dollar, die ein-
gefroren wurden. Das entspricht
mehrals derHälfte dergeplanten
Einnahmendes laufenden Jahres.
Wenn alle Länder ihre Zahlungen
weiterhin zurückhalten, ist die
Finanzierung der UNRWA sehr
schnell gefährdet. Ab März über-
steigen dieAusgabendie Einnah-

men. Und ohne neue Geldgeber
wird die UNRWA imApril bereits
ihre Tätigkeit einstellen müssen.
Das betrifft nicht nur die lebens-
rettenden Massnahmen für die
Bevölkerung im Gazastreifen.
Sondern auch dieTätigkeit in der
ganzen Region. Im Westjordan-
land, in Syrien, in Jordanien, im
Libanon.

Der israelischeAussenminister
verlangt Ihren Rücktritt. Solche
Forderungen gibt es auch aus
der Schweiz.
Bislang hat mit Israel nur ein
StaatmeinenRücktritt gefordert.
Ich bin aber vom UNO-General-
sekretär ernanntwordenundbe-
richte an die Generalversamm-
lung, also an 165 Staaten. Es gibt
keinen Grund, der Rücktrittsfor-
derungeines einzelnenMitglieds-
staats nachzukommen. Zumal
mein Rücktritt die Situation der
UNRWAnicht verbessernwürde.

Warum sind Sie
sich da so sicher?
Weil es den Kritikern nicht um
meine Person geht, sondern um
die Organisation als Ganzes. Die
Rücktrittsforderungen sind Teil
der Kampagne, um die UNRWA
zu zerstören.

Sie stecken in einer sehr
schwierigen Position, trotzdem
wirken Sie optimistisch.
Wie kommt das?
Ich würde mich selber nicht als
optimistisch bezeichnen.Aber ich
versuche, eine gewisse Ruhe in
ein Umfeld zu bringen, das sehr
irrational ist undvon Emotionen
geleitet wird. Das treibt mich an.

«Israel führt eine Kampagne,
um die UNRWA zu zerstören»
Hilfswerk-Chef Der Schweizer Philippe Lazzarini versucht, das UNO-Palästinenserhilfswerk vor dem Kollaps zu retten.
Er hält die Kritik an seiner Organisation für politisch motiviert – und nimmt den Bund in die Verantwortung.

«Wir nehmen die Anschuldigungen sehr ernst»: Der Schweizer UNRWA-Chef Philippe Lazzarini, hier am 24. Januar am UNO-Hauptsitz in Genf. Foto: Fabrice Coffrini (AFP)

«Ohne neue
Geldgeber wird
die UNRWA
ihre Tätigkeit im
April einstellen
müssen.»

Der Schweizer an
der UNRWA-Spitze

Philippe Lazzarini ist schweize-
risch-italienischer Doppelbürger
und führt das Palästinenserhilfs-
werk der UNO seit 2020. Der
heute 60-Jährige hat zuvor unter
anderem für das Internationale
Rote Kreuz gearbeitet und war
für die UNO im Irak, in Somalia,
Angola oder den Palästinenser
gebieten stationiert. Er ist mit einer
britischen Anwältin verheiratet,
mit der er vier Kinder hat. (red)
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Charlotte Walser

Sie kommen am Freitag und rei-
sen am Montagmorgen wieder
ab – bevor ihr Asylgesuch amt-
lich registriert wird.

Wer in einBundesasylzentrum
will, muss sich zwar auch am
Wochenende einer Eintrittskon-
trolle unterziehenunddas Perso-
nalienblatt ausfüllen, bevor sie
oder er ein Zimmer zugeteilt er-
hält. Eine eigentliche Registrie-
rung mit der Abnahme aller Fin-
gerabdrückeund einerBefragung
findet amWochenende aber aus
Ressourcengründen nicht statt.

Das Staatssekretariat für Mi-
gration (SEM) beobachtet das
Wochenend-Phänomen imBun-
desasylzentrum in Zürich seit
Monaten,wie es auf Anfrage be-
stätigt. Laut dem SEMhandelt es
sich vor allem um Personen aus
nordafrikanischen Staaten,meist
junge Männer. Diese haben ge-
ringe Chancen aufAsyl:Weniger
als ein Prozent der Asylsuchen-
den aus Algerien, Marokko und
Tunesien werden als Flüchtlin-
ge anerkannt.

Manche scheinen indes gar
keinAsylverfahren zuwollen. «In
vielen Fällen geht es offensicht-
lich darum, eine Unterkunft für
das Wochenende zu haben»,
schreibt das SEM. Obwohl kein
Schutzbedürfnis und kein Inte-
resse an einemAsylverfahren be-
stehe, beanspruchten diese Per-
sonen Ressourcen und Betten,
die dann im Asylsystem fehlten.

Vor allem bei Grossanlässen
Das SEM nennt auch Zahlen
dazu.VonMontag bis Freitagmit-
tag stellten im Bundesasylzent-
rum Zürich in den vergangenen
Monaten jeweils drei bis vier Per-
sonen aus Maghreb-Staaten ein
Asylgesuch, von Freitagmittag
bis Sonntagabendwaren es zwi-
schen 20 und 35 Personen.

Im Zentrum gibt es Betten,
Verpflegung, Duschen. Wo sich
die Personen vor und nach dem
Wochenende aufhalten, ist unbe-
kannt.EinTeil von ihnen istmög-
licherweise in Nachbarländern
unterwegs.Auffällig ist aber, dass
sich an manchen Wochenenden
überdurchschnittlich viele im
Bundesasylzentrum in Zürich
meldeten–beispielsweise anden
Wochenenden mit Sonntagsver-
kauf, beim Züri-Fäscht oder bei
der Street Parade. «Ein Teil fällt
leider durch straffälliges Verhal-
ten auf», schreibt das SEM.

Nun will der Bund Massnah-
menergreifen.Dabei setzt ernicht
nur auf Rückkehr, sondern auch
aufAbschreckung.Bereits letzten
Herbst startete das SEM – noch

unter der Verantwortung von
Bundesrätin Elisabeth Baume-
Schneider– in Zürich einenPilot-
versuch mit 24-Stunden-Verfah-
ren fürAsylsuchende aus nordaf-
rikanischen Staaten: Sämtliche
Arbeitsschritte, die für den Asyl-
entscheid relevant sind, werden
am ersten Tag nach der Ankunft
in der Schweiz durchgeführt.

Ein solches Verfahren bedeutet
nicht, dass die Betroffenen die
Schweiz sofortwiederverlassen.
Die Identifikation nimmt Zeit in
Anspruch, und es gibt Rekurs-
möglichkeiten. Die Behörden
hofften aber, dass sich dieMass-
nahme herumsprechen und eine
abschreckende Wirkung entfal-
ten würde.

Tatsächlich ist die Zahl von
Asylsuchenden aus Maghreb-
Staaten in Zürich während der
Pilotphase gesunken, und zwar
um rund 34 Prozent.Manchewi-
chen allerdings auf andere Stand-
orte aus: In den übrigen Bundes-
asylzentren stieg die Zahl imglei-
chen Zeitraumumgut 8 Prozent.

Justizminister Beat Jans will
nundie 24-Stunden-Verfahren für
Asylsuchende ausMaghreb-Staa-
ten auf alle Bundesasylzentren
ausweiten,wie das SEM schreibt.
Es handelt sichumdie sechsZen-
tren mit Verfahrensfunktion in
Zürich, Bern, BoudryNE,Altstät-
ten SG, Chiasso und Basel.

Dem Vernehmen nach sind
weitere Massnahmen geplant,
spezifisch gegen das Wochen-
end-Phänomen. So prüfen die
Behörden offenbar, den Zugang
zu Bundesasylzentren an be-

stimmten Tagen einzuschrän-
ken. Das SEM äussert sich nicht
dazu, hält aber fest, der Schutz
vulnerabler Personen – dazu
zählen allein reisende Frauen,
Familien oder unbegleiteteMin-
derjährige –werde auf jeden Fall
gewährleistet bleiben.

Flüchtlingshilfe skeptisch
Die Schweizerische Flüchtlings-
hilfe (SFH) steht solchen Mass-
nahmenkritisch gegenüber, auch
den Schnellverfahren. Schon als
das Pilotprojekt lanciert wurde,
warnte sie, bei diesem Tempo
steige die Gefahr von Fehlent-
scheiden. «Unsere Position hat
sich nicht verändert», sagt SFH-
Sprecher Lionel Walter.

Asylgesuche müssten gründ-
lich geprüft werden, zumal auch
Personen aus Libyen betroffen
seien.Die Schutzquote von Liby-
erinnen und Libyern ist höher als
jene von Asylsuchenden aus an-
deren nordafrikanischen Staaten.
Betroffen sind sie deshalb, weil
manche Personen aus Tunesien,
Marokko oder Algerien als Her-
kunftsstaat Libyen angeben.

Die Flüchtlingshilfe bezwei-
felt auch, dass die Schnellverfah-
ren längerfristig abschreckende

Wirkung haben. In jedem Fall
fordert sie nicht nur eine quanti-
tative, sondern auch eine quali-
tative Evaluation des Pilotpro-
jekts, bevor in allen Zentren
Schnellverfahren durchgeführt
werden. Als Alternative sieht die
SFHmehr personelle Ressourcen
in den Bundesasylzentren – auch
amWochenende. «Der Zugang zu
einem Asylverfahren und zu ei-
ner angemessenen Unterkunft
muss jedenfalls allenAsylsuchen-
den jederzeit gewährt werden,
unabhängig davon, wie viel Er-
folgsaussichten ihr Gesuch hat.»

DieMaghreb-Staaten gehören
zu den wichtigen Herkunftslän-
dern von Asylsuchenden. Zuletzt
hat die Zahl der Gesuche von
Personen aus Marokko und aus
Algerien zugenommen: 2023
verzeichnete das SEM rund
1800 Asylgesuche von Algeriern
(plus 30 Prozent gegenüber dem
Vorjahr), 1600 von Marokkanern
(plus 200 Prozent) und 570 von
Tunesiern.Gestiegen ist aberauch
die Zahl der Ausreisen. Vor allem
mit Algerien konnte das SEM die
Zusammenarbeit stark verbes-
sern:Algerien ist das Land, in das
2023 am meisten weggewiesene
Asylsuchende zurückkehrten.

Beat Janswill Schnellverfahren ausweiten
Massnahmen gegen Asylmissbrauch Der Justizminister will dagegen vorgehen, dass manche Personen
aus nordafrikanischen Ländern Asylzentren als Wochenendunterkunft nutzen.

Ein Asylsuchender in einem Schlafsaal des Bundesasylzentrums auf dem Duttweiler-Areal in Zürich. Foto: Michael Buholzer (Keystone)

BerufstätigeEltern inderSchweiz
sind oft auf Kindertagesstätten
(Kitas) angewiesen. Auch wenn
bei vielen Familien die Gross
eltern mithelfen und die Eltern
ihre Arbeitspensen reduzieren.
Allerdings gilt die Betreuung in
einerKita im internationalenVer-
gleich als teuer– selbstwennman
das hohe Preisniveau in der
Schweiz berücksichtigt. EinVoll-
zeit-Krippenplatz macht hierzu-
landedurchschnittlich 27Prozent
einesmittlerenEinkommens aus.

Politikerinnen und Politiker
wollendarum ins Systemeingrei-
fen. Zum Beispiel mit der parla-
mentarische Initiative «Überfüh-
rung der Anstossfinanzierung in
eine zeitgemässe Lösung» der
Kommission für Wissenschaft,
BildungundKulturdesNational-
rats. Sie verfolgt das Ziel, Eltern
finanziell zu unterstützen,wenn
sie ihreKinder familienextern be-
treuen lassen.Konkret: DerBund
soll 20Prozent derElternbeiträge
fürKitas übernehmen.DerArbeit-
geberverband hatte die Vorlage
befürwortet und sprach von ei-
nem «Meilenstein bei externer
Kinderbetreuung».

Vorschlag aus dem Ständerat
Aber jetzt grätscht die ständerät-
liche Bildungskommission da-
zwischen.DieseWoche stellte sie
ein neues, ganz anderes Modell
vor: Eltern sollen, unabhängig
vomeigenenBeschäftigungsgrad,
eine Betreuungszulage erhalten
fürKinder,die sie in einerKinder-
tagesstätte betreuen lassen. Und
zwar imRahmendesVollzugs des
Familienzulagengesetzes, also
parallel zu den Kinderzulagen.
Bezahlen sollen das die Unter-
nehmen, die heute auch die Fa-
milienzulagenüberLohnprozen-
te finanzieren.

Die Details der Vorlage sind
noch nicht öffentlich, aber der
Gedanke dahinter ist: Auf diese
Weise bleiben mehr Eltern – vor
allem Mütter – erwerbstätig.
SVP-Ständerat Jakob Stark sagt:
«In Zeiten des Fachkräfteman-
gels ist es für dieWirtschaft von
grosser Bedeutung, dass Mütter
und Väter erwerbstätig bleiben,
es ist deshalb gerechtfertigt, dass
sich die Unternehmen finanziell
bei den Kitas engagieren.»

So sieht es auch Mitte-Politi-
ker Benedikt Würth, der als Ur-
heber des ständerätlichen Kita-
Modells gilt: «Die bessereVerein-
barkeit von Beruf und Familie
führt zu einer höheren Erwerbs-
quote. Daran hat die Wirtschaft
ein unmittelbares Interesse.»

Entlastung der Bundeskasse
Der ständerätliche Vorschlag
kommt allerdings beim Arbeit
geberverband nicht gerade gut
an. Dessen Chefökonom Simon
Wey sagt: «Wir sehen das Ange-
bot von genügend finanzierba-
ren Kinderbetreuungsplätzen als
eine Aufgabe des Staates, genau-
so wie etwa das Angebot von
Schulen.»Wey fordert ausserdem,
nur jene Eltern finanziell zu ent-
lasten, die ihr Kind institutionell
betreuen lassen – und zwar im
Verhältnis zu denArbeitspensen.

Somit geht das Ringen umdie
Kita-Finanzierung weiter. Klar
ist: Mit dem Vorschlag aus dem
Ständerat sollen die Bundes
finanzen geschont werden.

Nina Fargahi

Arbeitgeber sollen
sich an Kitakosten
beteiligen
Neue Idee DieWirtschaft
soll die Kinderbetreuung
mitfinanzieren, damit mehr
Mütter im Beruf bleiben.

2023: 30’000 Asylgesuche

Im Jahr 2023 haben 30’223 Perso-
nen ein Asylgesuch in der Schweiz
gestellt. Das sind 23 Prozent mehr
als im Vorjahr. Das wichtigste
Herkunftsland war Afghanistan mit
rund 7900 Gesuchen. Weitere
wichtige Herkunftsländer waren
die Türkei, Eritrea, Algerien und
Marokko. Insgesamt erhielten
5991 Personen Asyl. Die Schutz-
quote – der Anteil Asylgewährun-
gen plus vorläufige Aufnahmen –
lag bei 54 Prozent. Die Zahl der
erstinstanzlich hängigen Fälle
nahm auf mehr als 15’000 zu.
Angestiegen ist aber auch die Zahl
der Ausreisen: Fast 17’000 Perso-
nen haben die Schweiz kontrolliert
verlassen. Die Zahl der Rückkehr-
pendenzen blieb stabil. (SDA)

«Kein Finanzloch bei der Armee
und auch kein Liquiditätseng-
pass»: Zu dieser Einschätzung
kommtdie finanzpolitischeKom-
mission desNationalrats. Sie hat
gestern unter anderem Bundes-
präsidentin Viola Amherd und
ArmeechefThomas Süssli vorge-
laden, um sich über die aktuelle
Situation derArmee aufklären zu
lassen. «Finanzpolitisch gesehen
ist alles inOrdnung», sagte Kom-

missionspräsidentin SarahWyss
(SP) an einer Medienkonferenz.
Es gebe keinenHandlungsbedarf.
Das Problem sei ein anderes ge-
wesen: «Die Kommunikationwar
mehr als verbesserungswürdig.»
Wyss ging noch weiter: «Von ei-
nemLiquiditätsengpass zu spre-
chen, war ein Fehler.» Und: «Es
kam zu Missverständnissen, die
nicht aus demWeg geräumtwer-
den können.»

Armeechef Süssli war es, der vor
den Medien von Liquiditätspro-
blemen gesprochen hatte. Dies,
nachdem Radio SRF und viele
weitere Medien – darunter auch
diese Zeitung – gestützt auf ein
internes Dokument des Armee-
stabs von Finanzproblemen be-
richtet hatten. Darin war von ei-
nem «Liquiditätsengpass» die
Rede.Dies legt nahe, dass es sich
umeine Fehleinschätzung inner-

halb derArmee und nicht nurum
ein kommunikatives Problem
handelte. Darauf angesprochen,
sagte Wyss allerdings nur: «Das
zeigt, dass das Kommunikations
problem sowohl mündlich als
auch schriftlich bestand.»

Am Mittwoch hatte Amherd
dieMedien für ihre Berichterstat-
tungüberdieArmeefinanzen kri-
tisiert.Nun stellt sich die zustän-
digeKommission auf die Seite der

Medien.DasVBSwill dies vorerst
nicht weiter kommentieren und
sich auch noch nicht zu mögli-
chen Folgen äussern. Gefragt
nach Amherds Reaktion auf die
Kritik aus der Kommission, sag-
te Wyss: «Man kann davon aus-
gehen,dass derBundespräsiden-
tin bewusst ist, dass sich so ein
Fehler nicht wiederholen darf.»

Larissa Rhyn

«So ein Fehler darf sich nicht wiederholen»
Armee Die Finanzkommission kritisiert das VBS scharf – wegenMissverständnissen in der Kommunikation.


